
Von Dennis Muilenburg gibt es viele Bil-
der in sportlichem Outfit. Der 55-jährige
Chef des Luft- und Raumfahrtkonzerns
Boeingfährt leidenschaftlichgerneRenn-
rad. Er schwingt sich häufig frühmorgens
vorderArbeit zuHause inChicagoaufdas
RadundgehtauchöftermalmitMitarbei-
tern auf Tour. Wenn er irgendwo auf der
Welt unterwegs ist, dann packt er das
Sportgerät in den Business-Jet, damit er
auch in China oder Brasilien eine Runde
drehen kann.

Seit 2015 stehtMuilenburg anderSpit-
ze des Unternehmens, genau 30 Jahre hat
er für seinenWeg dorthin gebraucht. Sei-
nen ersten Job bei Boeing in Seattle be-
kam er 1985 als College-Absolvent. Nun
musser einedergrößtenKrisen inderGe-
schichte des Konzerns bewältigen: Zwei-
mal innerhalb von knapp fünf Monaten
sind Maschinen des neuen Typs Boeing
737 Max 8 abgestürzt, bei bislang einem
derUnfällestehteineFlugsteuerungssoft-
ware imVerdacht, dieKatastrophemitver-
ursacht zu haben. 346Menschen sind bei
denbeidenUnglückenvonLionAirundEt-
hiopian Airlines ums Leben gekommen.
Ein Albtraum, und Muilenburg muss da-
für geradestehen.

Mag Dennis Muilenburg durch seine
Radtouren auch nahbar erscheinen, so
führt er intern doch ein strenges Regi-
ment, wie Mitarbeiter berichten. Im Lau-
fe der vergangenen Jahre haben viele, die
lange in der Führung vonBoeing gearbei-
tet haben, das Unternehmen verlassen.
Muilenburghat siealledurchVertrauteer-
setzt.SeinemgroßenWidersacherausEu-
ropa, dem Airbus-Chef Tom Enders,
rutscht auch mal ein flapsiger Kommen-
tarheraus, er ist dafürbekannt, öffentlich
klar Position zu beziehen, wenn er es für

nötig hält, egal, ob er damit aneckt. Mui-
lenburg hingegen ist einMeister derKon-
trolle. Interviews klingen in der Regel, als
seien sie bis ins Detail mit der Boeing-
Rechtsabteilung abgestimmt worden.
WasdieVorgängerundumdie737 Maxan-
geht, sohatMuilenburgdieKontrolle ver-
loren–obwohlesnochkeinenHinweisda-
für gibt, dass die beiden Unfälle tatsäch-
lich ähnliche Ursachen haben könnten.

Nach dem Absturz der Lion Air Ende
Oktober 2018 stellte BoeingVerbesserun-
gen der Flugsoftware in Aussicht. Die Än-
derungen betreffen vielleicht nicht nur
die Software, dennAuslöserderKatastro-

phe könnte ein defekter Sensor gewesen
sein. Kritische Systeme sollten ihreDaten
aber nie nur von einem solchen Gerät be-
ziehen. Muilenburg muss nun erklären:
Warumgab es kein zweites? Es steht auch
die Frage im Raum, warum viele Piloten
so wenig über die neue Flugsteuerung
wussten. Es liegt der Verdacht nahe, dass
MuilenburgsKonzernseinenKundenteu-
re Trainingskurse für Piloten ersparen
wollte. Die US-Bundesluftfahrtbehörde
FAA segnete das Vorgehen ab, und auch
die Europäische Agentur für Flugsicher-
heit hatteoffenbardamitkeineProbleme.

Muilenburg war nicht persönlich für
dieEntwicklungder737 Maxverantwort-
lich. BoeingkündigtedieneuesteGenera-
tiondesKurz-undMittelstreckenflugzeu-
ges schon im August 2011 an, nachdem
Konkurrent Airbus bei American Airlines
alleine den Zuschlag für einen Großauf-
trag zubekommen schien. Zuder Zeitwar
MuilenburgnochChefderVerteidigungs-
undRaumfahrtsparte.Erst vomJahr2013
an übernahm er mehr und mehr Verant-
wortung für das Gesamtunternehmen.

Der Druck auf Muilenburg, bei der
Max schnell zu reagieren, ist groß. Am
Mittwochabend empfahl Boeing ein vor-
übergehendes Startverbot für alle Flug-
zeuge der Reihe, es sei eine reine Vor-
sichtsmaßnahme.Wie langedieFlotteam
Bodenbleibt, hängt vor allemvonderUn-
tersuchung des jüngsten Absturzes ab. In
denUSA jedenfalls dürfendieMaschinen,
unabhängigvonderBoeing-Empfehlung,
vorerst auch nicht mehr fliegen. Und das,
obwohl die Bande zwischen Staat und
Konzern so eng ist. Auch das Telefonat,
das Dennis Muilenburg am Dienstag mit
Präsident Donald Trump führte, nutzte
nichts mehr.  jens flottau
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D
ie Lage inWestminster ist mittler-
weile so unübersichtlich gewor-
den, dass selbst ausgebuffte Poli-

tikexperten nicht mehr durchblicken.
Klar ist derzeit eigentlich nur: Theresa
May kann sich nicht nur gegenüber Brüs-
sel, sondern auch in der eigenen Partei
nicht mehr durchsetzen.

AmDienstaghatte einegroßeMehrheit
desParlamentsdenDealmitBrüsselabge-
lehnt. Am Mittwoch stimmten die Abge-
ordneten dann darüber ab, ob das König-
reich die EU ohne einen Deal verlassen
darf. Das soll eine Art Schadensbegren-
zung sein und die Regierung zwingen,
neueWege für eine Lösung zu suchen und
das Parlamentmehr einzubeziehen.

May wollte, dass No Deal nur bis zum
29. März, also bis zum festgelegten Aus-
trittsdatum, ausgeschlossenwerden darf.
SiewollteeinDruckmittel fürdieVerhand-
lungen inderZeit danachbehalten.Einige
Abgeordnete aber legten einen weiterge-
henden Vorschlag vor. Demnach darf das
Königreich einen No Deal weder vor noch
jemals nach dem 29. März 2019 zulassen.
Dieser Vorschlag wurde mehrheitlich an-
genommen. Für May ist das ein Hammer.
Es heißt, dass wieder Dutzende Tory-Ab-
geordnetegegensiegestimmthaben.Eini-
ge Minister sollen sich demonstrativ ent-
halten haben. May verliert stündlich an
Einfluss. Und das Parlament übernimmt
dieMacht.  cathrin kahlweit

von paul-anton krüger

A
ls „wichtigster Wendepunkt in der
GeschichteAlgeriensseitderUnab-
hängigkeit von Frankreich“ im

Jahr 1962 ist nun der Rückzug des mala-
denPräsidentenAbdelazizBouteflikage-
wertet worden. Allerdings lässt sich dar-
über sinnieren, wie diese bedeutungs-
schweren Worte wirklich gemeint sind.
Gesprochen hat sie Ramtane Lamamra,
bislangderdiplomatischeBeraterBoute-
flikas. ImneuenKabinett bekleidet er die
vomPräsidentenneugeschaffeneFunkti-
on des Vizepremiers, zugleich wurde er
wieder zum Außenminister ernannt. Der
Mann ist Teil dessen, was die Algerier le
pouvoirnennen, jener informellenMacht-
clique aus Funktionärender Regierungs-
partei FLN, hohen Militär- und Geheim-
dienstvertretern und Geschäftsleuten.

Wären die Worte ohne Hintersinn ge-
sprochen,müssteAlgerieneinenGenera-
tionswechsel in der Politik herbeiführen,
die zutiefst korrupten und verkrusteten
Verflechtungen zwischen Macht und
Wirtschaft aufbrechen. Die nun geplante
nationaleKonferenzmüsste nicht nur ei-
ne Reform der Verfassung aushandeln,
sondern letztlich einen neuen Gesell-
schaftsvertrag. Die Gas- und Öleinnah-
men werden wegen der gesunkenen
PreiseundderschnellwachsendenBevöl-
kerung nicht mehr reichen, um die Ali-
mentierungspolitik fortzusetzen,mit der
das Regime glaubte, sich politische Ge-
fügsamkeit erkaufen zu können.

Auf die Proteste des Arabischen Früh-
lings hatte Bouteflika noch reagiert, in-
demer die Gehälter der Staatsbedienste-
tenkräftigsteigerteundauchdieöffentli-
chen Investitionen. Subventionen und
der überbordende öffentliche Sektor ha-
ben die Währungsreserven des Landes
von 195 Milliarden Dollar im Jahr 2014
aufwenigerals88 Milliardenzusammen-
schmelzen lassen, das Haushaltsdefizit

erreicht zehnProzentderWirtschaftsleis-
tung. Zugleich wächst die Bevölkerung,
derzeit 42 Millionen Menschen, pro Jahr
um700000.Mehrals dieHälftederAlge-
rier sind heute jünger als 30 Jahre, ein
Drittel dieser Generation hat keine Jobs.

Als Optimist könnte man darauf hof-
fen,dassAlgerienüberdienationaleKon-
ferenz zu einer Erneuerung und zu tief
greifenden Reformen findet. Der verspä-
tete Arabische Frühling in Algerien wür-
dedannüber graduellenWandel zumehr
DemokratieundwenigerRepression füh-
ren, zu nachhaltiger Wirtschaft und ei-
nemEndevonKlientelismusundKorrup-
tion, zu einemSystem, das die Interessen
der jungen Generation ernst nimmt und
auchdiesozialenVerwerfungen,dieAlge-
rien zu zerreißen drohen. Das Land hätte
mit einem guten Bildungssystem und
den Öleinnahmen geeignete Rahmenbe-
dingungen dafür.

Die Realität allerdings lässt ein ande-
res Szenario befürchten. Den Übergang
sollen Loyalisten des Regimes organisie-
ren, neben Vizepremier Lamamra der
85 Jahrealte LakhdarBrahimi. Er soll der
nationalenKonferenzvorsitzen. Ineinem
Interview imDezemberhatte ernochden
Satz gesagt, in Algerien stelle niemand
Bouteflika wirklich infrage. „Bouteflika“
kann man als Chiffre lesen für seine En-
tourage,die seitdemSchlaganfalldesPrä-
sidenten 2013 die Geschicke des Landes
ausdemHintergrund lenkt. Indemersei-
ne Kandidatur für eine neuerliche Amts-
zeit zurückzog und dieWahlen verschob,
hatBouteflikazugleichseinevierteAmts-
zeit auf unbestimmte Zeit verlängert. Die
Algerier haben das durchschaut, deshalb
gehen sie weiter auf die Straße.

von matthias drobinski

E
inweitererTag imLebenderkrisen-
geschüttelten katholischen Kirche:
Ein Richter in Australien verurteilt

den Kurienkardinal George Pell zu sechs
Jahren Gefängnis, weil er einst einem
ChorknabensexuelleGewaltantat;Pellbe-
streitet das bis heute. Vor 20 Jahren wäre
dieAngelegenheitwohl glimpflich fürden
Kirchenmann ausgegangen, der bestens
mit der Elite des Landes vernetzt ist; sein
lautstarkes„Nichtschuldig“hättehinweg-
gefegt, was der Junge von einst da gegen
ihnvorbrachte.Nunaber hat die Jurydem
Betroffenengeglaubt undnicht demeins-
tigenFinanzchefvonPapstFranziskus,ei-
nem der ranghöchsten Männer im Vati-
kan.NungibtderRichter inMelbourneGe-
orgPellmitaufdenWeg:„DieSchamlosig-
keit Ihres Verhaltens ist bezeichnend für
Ihr Verständnis von Autorität und Macht
imBezugaufdieOpfer.“Es ist einvernich-
tendes Urteil: Du hast den Namen Gottes
missbraucht, um Kinderseelen zu töten.
Einweltlicher Richter führt demKardinal
das Ausmaß seines moralischen Versa-
gens vor Augen.

Ein paar Stunden später, auf der ande-
ren Seite des Erdballs, tritt in Lingen im
Emsland der Trierer Bischof Ackermann
vor die Journalisten und erklärt, was die
deutschen Bischöfe künftig tun wollen,
um Missbrauchsfälle besser aufzuarbei-
ten: Sie wollen mit dem Beauftragten der
BundesregierungfürMissbrauchsfälleko-
operieren. Sie wollen prüfen, wie das Ver-
fahrenfürEntschädigungszahlungenver-
bessertwerdenkönnte; suchennachPart-
nern für Anlaufstellen und nach „praxis-
orientiertenStandards fürdiePersonalak-
ten der Kleriker“. Der Osnabrücker Bi-
schof Franz-Josef Bode hat den Mitbrü-
dern eindringlich ins Gewissen geredet:
Nur eine Kirche ohne Doppelmoral kann
dasVertrauenderMenschenwiedergewin-
nen. Nicht alle Bischöfe denkenwie Pell.

Die Absichtserklärungen der Bischöfe
sind ehrenhaft und in der Sache richtig –
und trotzdem enttäuschend. Spätestens
seit2010zeichnensichAusmaßundsyste-
mischeUrsachendesSkandalsab.Seit vie-
lenJahrenwartenBetroffeneaufAufarbei-
tung und Gerechtigkeit, viele Gläubige
auf ein grundsätzliches Umdenken ihrer
Kirche. Jetzt, neun Jahre später, prüfen,
diskutieren, evaluierendieBischöfeMaß-
nahmen,diees schonseit vielenJahrenge-
ben müsste. Und gerade in der Frage, ob
die katholische Kirche nicht grundsätz-
lichandersalsbisherüberMacht,Klerika-
lismus und Sexualität reden müsste, gibt
es keine Einigkeit. Niemand versucht
mehr, das Thema zu verharmlosen – was
immerhin schon ein Fortschritt ist. Aber
eine ganze Reihe von Bischöfen findet of-
fenbar, dass es damit auch genug ist.

Nur: Das reicht nicht. Es reicht zum
Glücknichtmehr,weil der strengeRichter
des Kardinals Pell den Perspektivwechsel
im Blick auf die katholische Kirche zeigt:
Die Zeit ist vorbei, als falsche Gnade vor
Recht erging. Die Kirche ist beweispflich-
tig geworden. Was tut sie, um die Gewalt
aufzuarbeitenundkünftig zuverhindern?
Doch die Gemeinschaft der Bischöfe zeigt
sichzerrissen,gespalten, geradezuparaly-
siert von dem Sturm, der da gerade über
sie hinwegfegt. Als sie sich das letzte Mal
inLingen trafen, genauvor 20 Jahren,war
das schon einmal so: Damals hatte die
KonferenznichtdenMut, offenNeinzusa-
gen zur Forderung von Papst Johannes
Paul II., ausder staatlichenSchwangeren-
beratungauszusteigen.DerGlaubwürdig-
keitsverlust war enorm. Nun wird Lingen
zum zweiten Mal zum Ort des Verzagens
und Versagens.

D
ie alten IC- und EC-Züge der
DeutschenBahnwaren einmal das
RückgratdesdeutschenSchienen-

verkehrs. Sie stammen aus einer Zeit, als
derKanzlerHelmutKohlundStandardlie-
ferantendesStaatskonzernsdeutscheUn-
ternehmen wie Siemens waren. AmMitt-
wochpräsentiertedieBahnnunnachJahr-
zehnten endlich ein Nachfolgermodell.

Die Bahn zeigte damit in jeder Hinsicht
einen neuen Zug. Denn es ändert sich
nicht nur das Design der Züge. Die Bahn
bietet Kunden künftig auch abseits der
ICE-Strecken einenpassablen Servicemit
WLAN und Platz für Fahrräder an. Sie
zieht zugleich Konsequenzen aus den
Problemen der Vergangenheit. Erstmals

kauft die Bahn ihre Fernzüge nicht bei
einemHersteller,dervoralleminDeutsch-
land produziert. Die 100 neuen Züge des
ECx baut für eine halbe Milliarde Euro
nun das Unternehmen Talgo in Spanien.

Verspätete Lieferung und gravierende
Probleme imEinsatz von ICEs, wie zuletzt
kurznachdemStartderneuenParadestre-
ckeBerlin–München, habenbei derBahn
zuRecht großenÄrger über denHauptlie-
feranten Siemens hinterlassen und das
Vertrauen in die Technik des Weltkon-
zerns erschüttert. Man hoffe bei den
bestellten Zügen nunmehr auf mehr
Komfort undmehr Platz, ließ die Bahn bei
der Präsentation wissen. Und auf mehr
Verlässlichkeit. markus balser

F
ür einige Menschen in Deutschland
zählen solche E-Mails zum bitteren
Alltag. E-Mails, in denen sie und

ihre Familien bedroht werden, mit Mord-
fantasien, Todesurteilen, Obszönem.
Menschen, die beim Zentralrat der Juden
arbeiten, zum Beispiel. Dessen ehemalige
PräsidentinCharlotteKnobloch istbewun-
dernswert dafür, wie sie das zumindest
nach außen hin alles wegzulächeln weiß.
Eine 86-jährige Dame, die leise spottet:
„MeineFans in der antisemitischen Szene
schreibenmir immer noch rege.“

SoeineHaltungkannmanvonnieman-
dem verlangen. Aber man darf sie jenen
vonHerzenwünschen,die jetztvonanony-
menE-Mail-SchreibernunterdenTarnna-

men „Nationalsozialistische Offensive“,
„NSU 2.0“ oder „Wehrmacht“ bedroht
werden. Immer mehr Menschen müssen
heute so einenDreckaushalten. Auchweil
es immereinfacherwird fürdieTäter, sich
anonymhinter Verschlüsselungssoftware
im Netz zu verstecken. Man kann für die
jetzt betroffenen Anwältinnen, Abgeord-
neten, Künstler nur hoffen, dass sie sich
nicht Bangemachen lassen.

Verlangen muss man aber von den
Sicherheitsbehörden, dass sie keinen
Zweifel daran lassen: Auch wenn es „nur“
Drohungen sind, noch keine realen
Gewalttaten, istdievolleHärtedesRechts-
staats nötig. Dies sind Attacken auf die
gesamte Gesellschaft. ronen steinke

O
hneAngelaMerkel gäbe es die
Koalition nicht, die jetzt ihren
ersten Geburtstag feiert. Was
immer dieMotive derKanzle-
rin vor einem Jahr waren –

Machtversessenheit, wie ihre Kritiker sa-
genmögen, Respekt vor demWahlergeb-
nis und der Verfassung, wie sie selbst be-
haupten würde – Merkels zähes Ringen
umeinBündnismitderSPDhatdieRegie-
rungsbildungimFrühjahrerstmöglichge-
macht. Das hat dem Land ganz sicher we-
niger geschadet als schnelle Neuwahlen
und bleibt Merkels Verdienst. Deshalb ist
es schon paradox, dass die Koalition aus-
gerechnetmit ihreigentlichnichtmehrall-
zu lange weitermachen kann.

Ein Jahr große Koalition: Es hat in den
vergangenen 20 Jahren in Deutschland
wohl keine Regierung gegeben, die zu den
Menschen so nett sein wollte wie diese.
Nach Jahren der Reformen und der Ein-
sparungen fließt das Geld wieder: von der
Stabilisierung der Renten und der Beiträ-
ge über mehr Bau-, Familien- und Bil-
dungsförderung bis hin zur ersten Hilfe
für die Pflege und einem Kohlekompro-
miss, der Ausgaben bis in eine Zeit vor-
sieht, in der die Kanzlerkandidaten Phi-
lipp Amthor und Kevin Kühnert heißen
könnten,waseingütigesSchicksal verhin-
dernmöge. Weiteres Geld soll demnächst
noch dazukommen, für Soli-Abschaffung
undGrundrente zum Beispiel.

Merkel und ihre vierte Koalition haben
sich vorgenommen, das Wohlwollen der
Bürger fürdieVolksparteienquasi zurück-
zukaufen.FürdiesenZweckhatdieRegie-
rungin ihremerstenJahrdenmeistenAuf-
wand betrieben, auch weil die Zeit drängt
vor den Europa- und vier kitzligen Land-
tagswahlen. Ein wenig erinnert Schwarz-
Rot an denGeneraldirektor HeinrichHaf-
fenloher aus der Fernsehserie „Kir Royal“,
der die Gunst eines Klatschreporters
durch eine besondere Form der Zuwen-
dung gewinnenwill: „Ich sch... dich sowas
von zu mit meinem Geld“, kündigt er an;
wobeieszwischenStaatundBürgernatür-
lich heißenmüsste: „ ... mit deinem Geld“.

Man stelle sich vor, EmmanuelMacron
dürfte unter solchen finanziellen Bedin-
gungen regieren. Oder Gerhard Schröder
und Joschka Fischer hätten derart aus
dem Vollen schöpfen können. Die Selbst-
beweihräucherungwürde inParisundwä-
re unter Rot-Grün vermutlichmaßlos ge-
raten. Bekanntermaßen ist solche Stim-
mungsmache nicht Merkels Art. Aber die
amtierendeKoalitionunter ihrer Führung

macht aus der guten Lage atmosphärisch:
gar nichts. Ist das wirklich besser?

Ein Jahr nach ihrer mühsamen Entste-
hung verströmt diese Koalition noch im-
mer Verbissenheit und Ressentiment,
mangelnde Inspiration und ein Übermaß
anMissgunst. Sie regiert nicht schlechter
als ihre Vorgänger, sie setzt einiges um,
was sie sich vorgenommen hat. Und doch
umgibt sie ständig das Fluidum der Ver-
gänglichkeit. Sie kann, weil sie sich nicht
selbst begeistert, auch andere nicht be-
geistern. In dieser Koalition steckt stets
mehr Ende als Anfang.

Die Verantwortung dafür liegt nicht al-
lein, aber entscheidendbeiMerkel. Siehat
mit ihremRückzugvonderCDU-Spitzeei-
neDynamikausgelöst, die sie schon inder
Partei kaumunter Kontrolle halten konn-
te. Die Frage nach dem „Wie lange noch?“
begleitet sie wie eine lästige Fliege. Aber
Merkel selbst hat die Möglichkeit eines
vorzeitigen Abgangs auch als Kanzlerin
aufgeworfen. Merkels selbst hat eine
Nachfolgerin aufgebaut.Merkel selbst hat
Annegret Kramp-Karrenbauer nun auf
dem so wichtigen Feld der Europapolitik
programmatisch den Vortritt gelassen.
Merkel sagt, sie seibereit, vier JahreKanz-
lerin zu bleiben. Aber sagt sie auch, wozu?

NungibtesnochUmständeundUmfra-
gen. Die Umstände heißen Brexit, Trump,
Putin und so weiter. Sie werden aber ab-
sehbarnichtbesser, daswarschondiever-
gangenen Jahre so, und Merkel konnte
auch nichts daran ändern. Die Umfragen
sagen, eine Mehrheit wolle Merkel bis
2021.Das ist Ausdruck einer gewissenBe-
haglichkeit imGewohnten. SolcheUmfra-
gen manifestieren die Sorge vor dem Un-
gewissen, ein Gefühl, das selbst Gerhard
Schröder 2005 beinahe noch einmal zum
Wahlsieg getragen hätte.

Merkel und Kramp-Karrenbauer be-
schäftigt die Frage nach demWechsel an-
geblichnicht. Selbstwenndas so sein soll-
te, wofür wenig spricht, beschäftigt die
Fragevieleandere–undnichtnur Journa-
listen. Sie sorgt für dauernden Alarmzu-
stand in den Koalitionsparteien, woran
sich nach den nächstenWahlen nichts än-
dern wird, eher im Gegenteil. Sie forciert
in der SPD den Hang zur Zweigleisigkeit,
der die Sozialdemokraten mit der Union
regieren und sie zugleich beteuern lässt,
was ohne die Union alles schöner wäre.

Die Frage „Wie langenoch?“ überlagert
somitauchdieArbeitderKoalition.Sie fes-
tigt Unsicherheit, wo es umVertrauen ge-
hen müsste. Die Frage nach Merkels Zu-
kunft ist eineständigeAblenkungvonden
Antworten, die ihre eigene Regierung zu
geben versucht. Und so kratzt diese Frage
auchanderWürde,dieMerkel sicheigent-
lich für ihrenAbschiedwünscht.Daskann
nicht in ihrem Sinne sein.

Schon Goethes „Zauberlehr-
ling“ erzählt davon, wie es
wäre, wenn ein künstliches
WesendemMenschendieAr-
beit abnähme. Vor 100 Jah-

ren prägte die Literatur für diese Helfer
dann den Namen, den sie bis heute tra-
gen:Der tschechischeSchriftstellerKarel
Čapek erfand in seinem Theaterstück
„R.U.R.“menschenähnliche Arbeiter, die
sich gegen ihre Ausbeutung auflehnen;
er nannte sie Roboter. Heute gehört nicht
nur der Roboter zur Arbeitswelt, sondern
auch sein Pendant, der Cobot. Während
Industrieroboter durch Schutzvorrich-
tungen von Menschen getrennt sind,
kommt der Cobot seinen Kollegen recht
nah: Cobot steht für „collaborative ro-
bot“, also kollaborierender Roboter. Sen-
soren ermöglichen die Interaktion zwi-
schen Mensch und Maschine. Aus dieser
Zusammenarbeit ergeben sich hohe Si-
cherheitsanforderungen an Cobots, die
oft mit gedrosselter Leistung arbeiten
undsomithinter ihrenMöglichkeiten zu-
rückbleiben. Meist assistieren sie, wenn
menschliche Kraft, Ausdauer oder Präzi-
sion nicht ausreichen. Die Internationale
Handwerksmesse, die derzeit in Mün-
chen stattfindet, präsentiert Cobots als
neuenTrend.Sie seienohneVorkenntnis-
se zu bedienen und so programmiert,
dasssiesichbeiKollisionautomatischab-
schalten.EineneueRevolutionderRobo-
ter steht also nicht zu befürchten.  kjan
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Trügerischer Frühling
KATHOLISCHE KIRCHE

Verzagt versagt

DEUTSCHE BAHN

Ein neuer Zug

GEWALTDROHUNGEN

Dreck aus dem Netz

 sz-zeichnung: wolfgang horsch

E IN JAHR GROSSE KOALIT ION

Mehr Ende als Anfang
von nico fried

AKTUELLES LEXIKON

Cobot

PROFIL

Dennis
Muilenburg

Boeing-Chef

in seiner

schwersten Krise

GROSSBRITANNIEN

Das Parlament übernimmt

Das Volk hat guten Grund,
trotz Bouteflikas Rückzug
weiter auf die Straße zu gehen

Das Urteil gegen Kardinal Pell
zeigt: Die Zeit ist vorbei, als
falsche Gnade vor Recht erging

Die Frage „Wie lange noch?“
begleitet Angela Merkel
wie eine lästige Fliege


